
Gemeindeversammlung 
    
 

 

 
Protokoll der Gemeindeversammlung 
 
 
Datum, Zeit Mittwoch, 15. Dezember 2021, 20.00 Uhr bis 23.30 Uhr 
  
Ort: Turnhalle Geisberg, Schulstrasse 1, 8633 Wolfhausen 
  
Vorsitz: Andrea Keller, Gemeindepräsidentin 
  
Teilnehmende: 201 Stimmberechtigte (inkl. Gemeindepräsidentin) 

Mehrere nicht stimmberechtigte Gäste 
  
Stimmregister: Das Stimmregister befindet sich im Versammlungslokal und kann beim Gemein-

deschreiber eingesehen werden; es weist 5‘224 Stimmberechtigte aus. 
  
Stimmenzähler: Als Stimmenzähler werden folgenden anwesenden acht Wahlbüromitglieder 

durch die Gemeindepräsidentin vorgeschlagen und bestätigt: 
 
Benz Matthias, Kämmoosstrasse 4 
Imper-Kaufmann Dora, Ritterhausstrasse 12b 
Müntener Sabine, Glärnisstrasse 17 
Wyser Stephan, Fosbergstrasse 10 
Billeter Seraina, Hüslistrasse 11 
Grasser Carmen, Allmenstrasse 23 
Müller Sandra, Giessenstrasse 6c 
Bosshard Corinne, Kapfstrasse 5 
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Begrüssung 

Die Gemeindepräsidentin beginnt die Versammlung um 20.00 Uhr mit der Begrüssung der an-
wesenden Stimmberechtigten, der Medienvertreterin und der Gäste. 

Sie stellt den neuen Gemeindeschreiber Urs Tanner vor sowie für das Budget, Christoph Ober-
hänsli Abteilungsleiter Finanzen a. i., Richard Kälin für die Anfrage zu den Liegenschaften sowie 
den CEO, CFO und den Betriebsleiter der Firma Schulthess für eine allfällige Stellungnahme für  
das Geschäft Stammgleis-Initiative. 

Schutzkonzept Coronavirus 

Die Gemeindepräsidentin macht die Anwesenden auf das für den heutigen Abend geltende 
Schutzkonzept aufmerksam. Das Schutzkonzept wurde rechtzeitig vor der Versammlung auf der 
Website der Gemeinde aufgeschaltet.  

Eröffnung der Versammlung 

Die Gemeindepräsidentin stellt fest, dass  
• die Ankündigung der Versammlung 
• die Einladung zur Versammlung 
• die Bekanntgabe der Traktanden 
rechtzeitig, ordnungsgemäss und nach den gesetzlichen Vorschriften erfolgt ist. Die zur Behand-
lung bestimmten Anträge und die dazugehörigen Akten lagen ab 14. November 2021 während 
den ordentlichen Öffnungszeiten in der Gemeindeverwaltung zur Einsichtnahme auf.  

Der Beleuchtende Bericht des Gemeinderates zu den Geschäften der Gemeindeversammlung 
konnte im Internet unter www.bubikon.ch heruntergeladen oder bei der Gemeindeverwaltung 
bezogen werden. 

Die Gemeindepräsidentin fragt die Versammlung an, ob zur Einladung, zur Traktandenliste oder 
zur Aktenauflage Beanstandungen gemacht werden und weist auf das diesbezügliche Be-
schwerderecht hin. Allfällige Beschwerden müssten an der Versammlung angemeldet und innert 
fünf Tagen schriftlich, mit Begründung und einem Antrag, dem Bezirksrat Hinwil eingereicht 
werden. 

Aus der Versammlung werden keine Beschwerden angekündigt und die Gemeindepräsidentin 
erklärt die Versammlung für eröffnet. 

Stimmrecht 

Die Gemeindepräsidentin fordert die Gäste auf, sich auf die für sie vorgesehenen Plätze zu set-
zen. Sie weist darauf hin, dass der Gemeindeschreiber Urs Tanner sowie die Abteilungsleiter 
Finanzen und Steuern a. i., Christoph Oberhänsli, nicht stimmberechtigt sind. Die übrigen nicht 
stimmberechtigten Gäste sind auf den speziell zugewiesenen Zuschauerplätzen. 

Danach fragt sie die Versammlung an, ob nicht stimmberechtigte Personen, ausser an den dafür 
vorgesehenen Plätzen, anwesend sind, oder ob jemandem das Stimmrecht bestritten wird. 

• Sie stellt fest, dass das Stimmrecht niemandem bestritten wird 

http://www.bubikon.ch/
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• und dass die Versammlung beschlussfähig ist. 

Traktandenliste 

Die Gemeindepräsidentin fragt die Versammlung an, ob Anträge zur Traktandenliste gestellt 
werden. 
  

Anträge der Stimmberechtigten  

Frau Esther Münsterberg-Schwarz stellt den Antrag, dass das Traktandum 6 zuerst behandelt 
wird.  
 
Die Stimmberechtigten lehnen den Antrag mit 99 Nein-Stimmen zu 87 Ja-Stimmen ab.  
 
Die Traktanden werden daher gemäss Einladung wie folgt behandelt: 
 
1. Abnahme Budget 2022 (Erfolgsrechnung und Investitionsrechnung) 

2. Festsetzung Steuerfuss 2022 

3. Genehmigung der Bauabrechnung über das Projekt Erweiterungsbau Sekundschule 
Bergli 2 

4. Bewilligung der Betriebskostenbeiträge 2022 - 2024 an die Ritterhausgesellschaft Bubi-
kon 

5. Beschlussfassung über die Aufhebung des privaten Gestaltungsplans Fritz Nauer AG 

6. Beschlussfassung über die Teilrevision des kommunalen Richtplans Verkehr (Initiative 
Stammgleis) 

7. Beantwortung von Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 

Formelles 

Die Gemeindepräsidentin macht die Versammlung auf folgendes aufmerksam: 

• Die Traktanden werden durch ein Mitglied des Gemeinderates erläutert. 

• Danach trägt die RPK ihren Bericht vor und stellt Antrag. 

• Im Anschluss folgen Diskussion, Anträge und Beschlussfassung. 

• Es wird ein Beschluss-Protokoll mit ausformulierten Anträgen geführt. 

• Wer das Wort wünscht oder Anträge stellen will, hat sich rechtzeitig beim Mikrophon einzu-
finden. 

• Jeder Redner hat sich mit Vorname und Name vorzustellen. Anschliessend kann das Votum 
vorgetragen werden.  

• Ein Antrag muss so formuliert sein, dass bei seiner Annahme ein Beschluss mit einem klaren 
Inhalt gefasst ist. 



 
Protokoll Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021 Seite 26 

 

• Seitens des Gemeinderates werden in der Versammlung grundsätzlich nur noch Verständnis-
fragen beantwortet. 

• Andere Fragen hätten vorgängig als Anfrage im Sinne von § 17 GG gestellt werden müssen. 
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Traktandum 1 + 2 
 
F3.6.7 Beschluss 2021-3 
Budget 2022 - Abnahme und Steuerfuss 2022 - Festsetzung 
 
Ausgangslage 

Jede Gemeinde muss von Gesetzes wegen einen Haushaltsplan (Budget) für das folgende Jahr 
erstellen und gestützt darauf den Steuerfuss festsetzen. Es dient der Planung der Aufgabener-
füllung im kommenden Rechnungsjahr und legt die Finanzierung dieser Aufgaben fest. Zudem 
ist es die Grundlage für die Bewilligung von Ausgaben. 

Erwägungen 

Das Budget der Politischen Gemeinde für das Jahr 2022 liegt zur definitiven Abnahme durch 
den Finanzausschuss vor. Zusammenfassend weist das Budget folgende Zahlen aus: 

Funktionale Gliederung Budget 2022 Budget 2021 
Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag 

0 Allgemeine Verwaltung 3'686'700.00 930'700.00 3'685'700.00 941'300.00 
1 Öffentliche Ordnung und 

Sicherheit 
1'696'100.00 214'400.00 1'668'600.00 196'700.00 

2 Bildung 18'585'700.00 494'900.00 18'499'150.00 686'700.00 
3 Kultur, Sport und Freizeit 816'000.00 184'100.00 747'750.00 181'000.00 
4 Gesundheit 2'919'500.00 0.00 2'900'800.00 0.00 
5 Soziale Sicherheit 7'993'800.00 3'290'800.00 7'725'300.00 2'585'900.00 
6 Verkehr und Nachrich-

tenübermittlung 
3'286'300.00 554'000.00 3'160'100.00 477'100.00 

7 Umweltschutz und 
Raumordnung 

5'926'200.00 5'318'900.00 5'650'100.00 5'069'500.00 

8 Volkswirtschaft 153'400.00 624'900.00 167'100.00 623'900.00 
9 Finanzen und Steuer 443'000.00 32'368'200.00 438'100.00 33'072'400.00 
  45'506'700.00 43'980'900.00 44'642'700.00 43'834'500.00 
 Gesamtergebnis   1'525'800.00   808'200.00 
  45'506'700.00 45'506'700.00 44'642'700.00 44'642'700.00 
 
Gemäss Budget schliesst die Erfolgsrechnung 2022 bei einem Aufwand von CHF 45‘506‘700 und 
einem Ertrag von CHF 43‘980‘900 voraussichtlich mit einem Aufwandüberschuss von 
CHF 1‘525‘800 ab. Der verbleibende Aufwandüberschuss wird dem Bilanzüberschuss belastet. 
Im Aufwand der Erfolgsrechnung sind total CHF 1‘954‘000 Abschreibungen im steuerfinanzier-
ten Bereich enthalten. Damit beträgt die Selbstfinanzierung im steuerfinanzierten Bereich 
CHF 428‘200.  



 
Protokoll Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021 Seite 28 

 

Die Investitionsrechnung im Verwaltungsvermögen zeigt folgendes Bild (in CHF): 

 Budget 2022 Budget 2021 Rechnung 2020 
Ausgaben 7‘331‘000 3‘633‘000 2‘741‘295.12 
Einnahmen 665‘000 724‘500 563‘019.52 
Nettoinvestitionen 6‘666‘000 2‘908‘500 2‘178‘275.60 
 
Die Nettoinvestitionen steigen im Vergleich zum Vorjahr von CHF 2‘908‘500 auf CHF 6‘666‘000. 
Die wichtigsten Bruttoinvestitionen sind: 
 
Investitionen Betrag 
Sanierung Sunnebergstrasse  200‘000 
Sanierung Strasse Kämmoos inkl. Kanalisation 290‘000 
Fahrzeugersatz Unterhaltsdienst 200‘000 
Wasserleitung Ebmattstrasse 300‘000 
Wasserleitung Hüsliriet – Wolfhauserstrasse 250‘000 
Abwasserpumpwerk Schwimmbad Schwarz (Rüti) 500‘000 
Kanalisation Ebmattstrasse / Glärnischstrasse 250‘000 
Kanalisation Regenüberlaufbecken Heidengümpeli 300‘000 
Kläranlage Schachen, Instandsetzung Klärstrassen 355‘000 
 

Die Investitionsrechnung im Finanzvermögen zeigt folgendes Bild (in CHF): 

 Budget 2022 Budget 2021 Rechnung 2020 
Ausgaben 0 0 15‘000.00 
Einnahmen 0 0 15‘000.00 
Nettoinvestitionen 0 0 0.00 
 
Bezüglich des Finanzvermögens werden somit weder Ausgaben getätigt, noch Einnahmen ein-
genommen. 

Steuerfuss 

Der mutmassliche einfache Gemeindesteuerertrag beträgt gemäss Budget CHF 19‘800‘000 (= 
100 %). Zur Deckung des Aufwandüberschusses durch Steuern wäre ein Betrag von 
CHF 24‘489‘800 erforderlich. Dies entspricht einem Steuerfuss von 125,7 %.  

Bei der Festsetzung des Steuerfusses ist zu berücksichtigen, dass dieser auf ganze Prozente 
festgesetzt werden muss. Gleichzeitig ist der Steuerfuss so festzusetzen, dass die Bestimmun-
gen zum Haushaltsgleichgewicht (siehe unten) eingehalten sind. Unter Berücksichtigung dieser 
Vorgaben kann der verbleibende Aufwandüberschuss von CHF 1‘525‘800 dem Bilanzüberschuss 
belastet werden, so dass der Steuerfuss für das Jahr 2022 unverändert auf 118 % festgesetzt 
werden kann. 

Bei der Festsetzung des Steuerfusses muss die Gemeinde diverse Bestimmungen des neuen 
Gemeindegesetzes und des Handbuchs über den Finanzhaushalt der Zürcher Gemeinden ein-
halten. Gemäss diesen Bestimmungen sollte der Steuerfuss so festgesetzt werden, dass die Er-
folgsrechnung des Budgets mittelfristig ausgeglichen ist (§ 92 GG). Pro Jahr darf ein Aufwand-
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überschuss in der Höhe der budgetierten Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen zu-
züglich 3 % des Steuerertrags budgetiert werden.  

Mit Beschluss Nr. 92 vom 22. August 2018 hat der Gemeinderat ein Reglement über den mittel-
fristigen Haushaltsausgleich verabschiedet und beschlossen, dass der Steuerfuss jährlich so 
festzusetzen ist, dass die Erfolgsrechnung des Budgets mittelfristig über einen Zeitraum von 
sechs Jahren ausgeglichen ist. Dieser Beschluss wurde mit dem Beschluss Nr. 199 vom 30. Sep-
tember 2020, gestützt auf das revidierte Gemeindegesetz wieder aufgehoben. Der mittelfristige 
Haushaltsausgleich ist nach der Revision des Gemeindegesetzes keine verbindliche Vorschrift 
mehr. Das Haushaltsgleichgewicht soll jedoch in der Finanzplanung weiterhin angestrebt wer-
den. 

 

Beleuchtender Bericht 

Wirtschaftliche Lage und mutmassliche Entwicklung 

Die vergangenen Jahre 2016 – 2020 

Die Aufwandsteigerungen der vergangenen Jahre konnten 2020 grösstenteils stabilisiert wer-
den. Bei den Steuererträgen können seit 2017 steigende Erträge verzeichnet werden, dieser 
Trend setzte sich auch 2020 fort. Die Selbstfinanzierung liegt seit 2018 zwar im positiven Be-
reich, jedoch auf einem eher unterdurchschnittlichen Niveau. So steht für die vergangenen fünf 
Jahre den vergleichsweise tiefen Nettoinvestitionen von 11 Mio. Franken im Steuerhaushalt 
eine Selbstfinanzierung von 4 Mio. Franken gegenüber, was einem Selbstfinanzierungsgrad von 
33 % entspricht. Es resultiert ein Haushaltdefizit von knapp 8 Mio. Franken. Die überdurch-
schnittlich hohe Nettoschuld, welche auf die negative Selbstfinanzierung in den Jahren 2016 
und 2017 zurückzuführen ist, beträgt per Ende 2020 noch 10 Mio. Franken. Der Gesamtsteuer-
fuss wurde in den Jahren 2018 und 2019 um je fünf Prozentpunkte auf 112 % erhöht. Für das 
Jahr 2021 erfolgte eine weitere Erhöhung auf 118%. Im Aufwandniveau für das Rechnungsjahr 
2020 zeigen folgende Positionen einen überdurchschnittlich hohen Wert: Abwasserbeseitigung 
und Pflegefinanzierung Alters-/Pflegeheime. 

Mit 3 Mio. Franken liegt die Selbstfinanzierung im 2020 etwas tiefer als im Vorjahr. Insbesonde-
re die tieferen Grundstückgewinnsteuern, welche 2020 nach dem ausserordentlich hohen Er-
trag im Vorjahr wieder einen durchschnittlichen Wert erreichten, sind dafür verantwortlich. 
Demgegenüber stehen höhere Erträge bei den ordentlichen Steuern (v.a. Steuern Rechnungs-
jahr und Steuerausscheidungen) sowie leicht tiefere Nettoaufwendungen in verschiedenen Be-
reichen. Mit dem Abschluss 2020 beträgt die Steuerkraft knapp 81 % vom Mittelwert. Der Aus-
gleichsbetrag auf Basis der Steuerkraft 2020 (Auszahlung im 2022) liegt rund 1,7 Mio. Franken 
tiefer als der im Jahr 2021 budgetierte Betrag.  

Bei den Gebührenhaushalten konnte die Wasserversorgung die Verschuldung weiter reduzie-
ren. Beim Abwasser resultiert seit 2019 eine negative Selbstfinanzierung (Cash Drain), welche 
auf die Einführung des eigenen Haushalts beim Zweckverband ARA Weidli mit entsprechend 
höheren Betriebsbeiträgen zurückzuführen ist. Dies führte zusammen mit den Investitionen zu 
einer entsprechenden Zunahme der Verschuldung. Auch im Bereich Abfall resultiert 2020 eine 
negative Selbstfinanzierung, welche auf deutlich höhere Aufwendungen zurückzuführen ist. 
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Aktuelle Lage 

Im Budget 2021 wird mit einem Aufwandüberschuss von 0,8 Mio. Franken gerechnet. Die Hoch-
rechnung per Ende August 2021 zeigt erfreulicherweise eine positive Nettoabweichung von 
rund 0,2 Mio. Franken. Somit wird per Ende 2021 von einem Aufwandüberschuss von rund 0,6 
Mio. Franken ausgegangen. Dies ist unter anderem auf einen höheren ordentlichen Steuerer-
trag zurückzuführen. Gleichzeitig wird jedoch mit tieferen Grundstückgewinnsteuern gerech-
net. Auf der Aufwandseite führen verschiedene Faktoren zur Ergebnisverbesserung. Beispiels-
weise reduzieren sich die Aufwendungen für die Pflegefinanzierung, die wirtschaftliche Hilfe 
und das Asylwesen deutlich. Auf der anderen Seite erhöhen sich gegenüber dem Budget die 
Kosten in der allgemeinen Verwaltung, der Sonderschule und für den Winterdienst. Diese Um-
stände wurden teilweise auch im Budget 2022 mitberücksichtigt, sofern es sich nicht um einma-
lige Kosten handelt. 

 

Zukünftige Entwicklung 

Zahlreiche noch immer unbestimmte Auswirkungen der Pandemie auf der Aufwand- und Er-
tragsseite erschweren die Prognosen zum Finanzhaushalt. Diverse Aufwandsteigerungen in ver-
schiedenen Bereichen (v.a. Bildung und Soziale Sicherheit) belasten den Haushalt in den kom-
menden Jahren. In der Erfolgsrechnung kann mittelfristig mit Überschüssen von gegen 2 Mio. 
Franken gerechnet werden. Im Steuerhaushalt resultiert mit einer Selbstfinanzierung von 10 
Mio. Franken und durchschnittlich hohen Nettoinvestitionen von 15 Mio. Franken ein Haus-
haltdefizit von 5 Mio. Franken. Die verzinslichen Schulden dürften bis 2025 gegen 30 Mio. Fran-
ken ansteigen. Die Nettoschuld liegt am Ende der Planung bei 15 Mio. Franken, was einer ver-
gleichsweise hohen Verschuldung entspricht. Unter diesen Voraussetzungen wird dennoch mit 
einem stabilen Steuerfuss gerechnet, nachdem dieser von der Gemeindeversammlung für 2021 
um sechs Prozentpunkte erhöht wurde. Bei den Gebührenhaushalten zeichnet sich im Abwas-
ser wegen drohendem Bilanzfehlbetrag eine erneute Tariferhöhung ab, Wasser und Abfall blei-
ben stabil. 

Die grössten Haushaltrisiken sind bei der unsicheren konjunkturellen Entwicklung (inkl. Finanz-
ausgleich), stärkeren Aufwandzunahmen, tieferen Grundstückgewinnsteuern oder ungünstigen 
gesetzlichen Veränderungen auszumachen. 

 

Begründung Abweichungen gegenüber dem Budget des Vorjahres 

Das Budget 2022 zeigt gegenüber dem Budget 2021 einen deutlich höheren Aufwandüber-
schuss (0,7 Mio. Franken). Dies hat zusammengefasst folgende Gründe. In den Bereichen Bil-
dung (Mehr Gymnasiasten, Mehraufwand für Begabtenförderung), Kultur (Erhöhung Beitrag 
Ritterhaus) und Verkehr (Erhöhung Beitrag Zürcher Verkehrsverbund) muss gesamthaft mit 
Mehrkosten von rund 0,4 Mio. Franken gerechnet werden. Wir bereits erwähnt, entwickelten 
sich die Grundstückgewinnsteuererträge negativ. Wir gehen davon aus, dass sich die Ertragsla-
ge im Jahr 2022 noch einmal leicht verschlechtern wird. Es wird mit 0,4 Mio. Franken Minderer-
trägen gerechnet. Aufgrund der höheren eigenen Steuerkraft im Jahr 2020 und der gleichzeitig 
sinkenden kantonalen Steuerkraft reduziert sich der Ressourcenzuschuss aus dem Finanzaus-
gleich erheblich. Der Minderertrag beläuft sich auf rund 1,7 Mio. Franken. 
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Positiven Einfluss auf das Budget 2022 hat der prognostizierte Steuerertrag. Der mutmassliche 
Mehrertrag beläuft sich auf rund 1,4 Mio. Franken. Im Bereich der Sozialen Sicherheit kann mit 
um rund 0,4 Mio. Franken tieferen Nettokosten gerechnet werden. Die höheren kantonalen 
Beiträge an die Ergänzungsleistungen tragen massgeblich zur Reduktion der Nettoaufwendun-
gen bei. 

 

Begründung des Antrags zum Steuerfuss 

Im Dezember 2020 wurde durch die Gemeindeversammlung für das Jahr 2021 eine Steuerfuss-
erhöhung von 6% beschlossen. Der Gemeinderat möchte den Steuerfuss, trotz tieferen Res-
sourcenzuschüssen, stabil gestalten. In den Jahren 2022 – 2024 muss mit höheren Aufwand-
überschüssen gerechnet werden. Eine Erholung der kantonalen Steuerkraft ist für die Gemein-
de Bubikon elementar. Mit einer solchen kann man jedoch nicht vor 2023 rechnen. Dies bedeu-
tet, dass im Budget 2025 erstmals wieder mit höheren Ressourcenzuschüssen gerechnet wer-
den darf (Verzögerung der Auszahlung jeweils 2 Jahre). 
 
 

Antrag Gemeinderat 

Im Rahmen des Geschäfts werden zwei Anträge gestellt, über welche in zwei separaten Ab-
stimmungen Beschluss gefasst wird. 

 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten,  
 
1. Das Budget 2022 der Politischen Gemeinde zu genehmigen; 

 
2. Dem unveränderten Steuerfuss der Politischen Gemeinde von 118 % zuzustimmen. 
 
 
Referent: Gemeinderat Thomas Illi, Ressortvorsteher Finanzen und Steuern 
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission 

  



 
Protokoll Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021 Seite 33 

 

Anträge der Stimmberechtigten  

Von den Stimmberechtigten werden keine Anträge gestellt.  
 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit grossem Mehr: 
 
1. Das Budget 2022 der Politischen Gemeinde wird genehmigt. 

2. Der Steuerfuss der Politischen Gemeinde wird bei 118 % festgesetzt. 
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Traktandum 3 
 
L2.2.2 Beschluss 2021-4 
Projekt "Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2" - Abnahme der Bauabrechnung 

Kurz und bündig 

Die Gemeindeversammlung vom 6. September 2017 hat mit Beschluss Nr. 5 für das Projekt 
„Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“ – Erstellung von fünf multifunktionalen Räumen, 
einen Kredit von CHF 2‘490‘000 bewilligt. 

Mit Beschluss vom 21. Juni 2017 hat der Gemeinderat die Baubewilligung für die Erstellung des 
eingangs genannten Projektes erteilt (BG-Nr. 2017-019). 

In der Zwischenzeit wurde die Baute erstellt, die Schlussabnahme durchgeführt und die Be-
zugsbewilligung erteilt. Die Räume werden bereits im Schulbetrieb verwendet. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 9. Juni 2021 die Abrechnung über 
CHF 2'391'791.50 für das Projekt „Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“ mit einer Kredit-
unterschreitung von CHF 98‘208.50 zu genehmigen. 

Beleuchtender Bericht 

Die Gemeindeversammlung vom 6. September 2017 hat mit Beschluss Nr. 5 für das Projekt 
„Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“ – Erstellung von fünf multifunktionalen Räumen, 
einen Kredit von CHF 2‘490‘000 bewilligt. 

Mit Beschluss vom 21. Juni 2017 hat der Gemeinderat die Baubewilligung für die Erstellung des 
eingangs genannten Projektes auf dem Grundstück Kataster-Nr. 2539 erteilt (Baugesuch Nr. 
2017-019). 

Das Grundstück Kataster-Nr. 2539 befindet sich im Verwaltungsvermögen der Gemeinde und 
liegt in der Zone für öffentliche Bauten. 

In der Zwischenzeit wurde die Baute erstellt, die Schlussabnahme durchgeführt und die Be-
zugsbewilligung erteilt. Die Baute ist bei der Kantonalen Gebäudeversicherung unter der Num-
mer 752 versichert. Der Schätzungswert per 1. Januar 2020 beträgt CHF 1'700'063 (ohne Land). 
Für dieses Projekt wurde der folgende Kredit bewilligt: 

BKP Verwendung Betrag 
1 Vorbereitungsarbeiten 95‘000.00 
2 Gebäude 1‘905‘000.00 
3 Betriebseinrichtungen 260‘000.00 
4 Umgebung 60‘000.00 
5 Baunebenkosten 90‘000.00 
7 Reserve 80‘000.00 
 Total 2‘490‘000.00 
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Die Finanzierung erfolgte durch Aufnahme von Krediten, da keine eigenen flüssigen Mittel zur 
Verfügung standen. 

Bauabrechnung 

Die Bauabrechnung des Anbaus zeigt folgendes Bild: 

Projektkosten 
BKP Position Kredit in CHF Kosten in CHF Differenz 
1 Vorbereitungsarbeiten 95‘000.00 29'974.30 65'025.70 
2 Gebäude 

(Inkl. Bestand PF – Massnahmen Bergli) 
1‘905‘000.00 1'854'379.32 

130‘945.90 
-80'325.22 

 
3 Betriebseinrichtungen 260‘000.00 194'882.30 65'117.70 
4 Umgebung 60‘000.00 86'204.95 -26'204.95 
5 Baunebenkosten 90‘000.00 92'534.73 -2'534.73 
7 Reserve 80‘000.00 2'870.00 77'130.00 
 Total 2‘490‘000.00 2'391'791.50 98‘208.50 

Grundsätzlich kann man von einer Punktladung sprechen, da sich die Mehr -/ Minder – Kosten 
sich nahezu die Waage halten. In der Baubewilligung wurden die Feuerpolizeilichen Auflagen 
von der periodischen Kontrolle auferlegt, was zu einem zusätzlichen Kostenblock in BKP 2 ge-
führt hat. Weiter musste die Auflage der Behindertenkonferenz zur Schaffung der Grundlagen 
(Liftschacht) eines Behinderten Liftes erstellt werden. Die massive Einsparungen (BKP 1 Vorbe-
reitungsarbeiten) konnte durch die Leistungen vom Schulhauswart (gelernter Forstwart) in der 
Rodung der Umgebung erlangt werden. Im BKP 4 mussten zusätzlich die Schnellbahn, die 
Sprunggrube, die Zufahrt für die Feuerwehr und die Anpassung der Hecke durch Naturhecke 
ergänzt werden.  

Der vom Gemeinderat bewilligte Nachtragskredit für die Feuerpolizeilichen Auflagen (CHF 
100‘000) vom 19. Juni 2019 wurden nicht benötigt. Der Projektierungskredit – Erweiterungsbau 
Bergli 2 Schulpflegebeschluss vom 27. September 2016 (CHF 94‘000) wurde ebenfalls nicht be-
nötigt. Die Feuerpolizeilichen Auflagekosten und die Projektierungskosten konnten im bewillig-
ten Baukredit von CHF 2‘490‘000 untergebracht werden. 

Folgekosten 

Die für das eingangs genannte Projekt getätigte Investition bewirkt künftige finanzielle, betrieb-
liche und personelle Folgekosten. Diese Folgekosten werden nicht zum Verpflichtungskredit des 
Vorhabens hinzugerechnet. Sie gelten aber in Zukunft als gebundene Ausgabe. Daher wurden 
die Folgekosten im beleuchtenden Bericht zum Verpflichtungskredit wie nachstehend aufge-
führt ausgewiesen. Folgeerträge wurden keine ausgewiesen: 

Jährliche Folgekosten  Nach HRM1 Nach HRM2 
Jährliche Abschreibungen CHF 249‘000.00 CHF 72‘478.55 
Verzinsung von Krediten CHF 24‘900.00 CHF 23‘917.90 
Mehraufwand Reinigung CHF 35‘000.00 CHF 35‘000.00 
Mehraufwand Energiekosten CHF 6‘000.00 CHF 6‘000.00 
Mehraufwand Strom CHF 1‘000.00 CHF 1‘000.00 
Total für ein Jahr CHF 315‘900.00 CHF 138‘396.45 
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Antrag Gemeinderat 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten,  
 
1. Der Abrechnung über das Projekt „Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“ über 

CHF  2'391'791.50, mit einer Kreditunterschreitung von CHF 98‘208.50 zuzustimmen. 

Referent: Gemeinderat Anton Diethelm, Ressortvorsteher Liegenschaften und Sicherheit 

 

Abschied der Rechnungsprüfungskommission 

Die RPK hat die Bauabrechnung des Projekts „Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“, Erstel-
lung eines Anbaus mit fünf multifunktionalen Räumen, geprüft. 

Bei einem bewilligten Kreditbetrag von CHF 2‘490‘000 schliesst die Bauabrechnung mit einer 
Investitionssumme inkl. Betriebseinrichtungen von CHF 2‘391‘791.50, d.h. mit Minderkosten 
von CHF 98‘208.50 ab. 

Die RPK empfiehlt der Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021, die vorliegende Bauab-
rechnung über CHF 2‘391‘791.50 für das Projekt „Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“ 
mit einer Kreditunterschreitung von CHF 98‘208.50 zur Annahme. 

 

Anträge der Stimmberechtigten  

Von den Stimmberechtigten werden keine Anträge gestellt.  
 
 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit grossem Mehr: 
 
1. Der Abrechnung über das Projekt „Erweiterungsbau Sekundarschule Bergli 2“ über CHF  

2'391'791.50, mit einer Kreditunterschreitung von CHF 98‘208.50, wird zugestimmt. 
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Traktandum 4 
 
K4.2.6 Beschluss 2021-5 
Ritterhausgesellschaft Bubikon - Betriebskostenbeiträge 2022-2024 

Kurz und bündig 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, der Ritterhausgesellschaft Bubikon für 
die Jahre 2022-2024 einen jährlich wiederkehrenden Betriebskostenbeitrag von CHF 100‘000 
auszurichten, um den Betrieb des Johannitermuseums von 2022-2024 weiterführen zu können. 

Beleuchtender Bericht 

Die Ritterhausgesellschaft Bubikon ist ein Verein im Sinne von Art. 60 ff. des Zivilgesetzbuches 
(ZGB). Die Gesellschaft ersucht die Gemeinde Bubikon um einen jährlich wiederkehrenden Be-
triebskostenbeitrag von CHF 100‘000, um den Betrieb des Johannitermuseums von 2022-2024 
weiterführen zu können. 

Das Ritterhaus Bubikon 

Das Ritterhaus Bubikon kann mit einer wechselvollen und traditionsreichen Geschichte aufwar-
ten. Nach seiner Rückkehr vom dritten Kreuzzug 1192 schenkte Diethelm V. von Toggenburg 
den Johannitern seinen Hof und die Kapelle der Gemeinde Bubikon. Diese errichteten dort 1215 
eine Komturei, der in der Folge weitere Schenkungen und Vergabungen zufielen. Als letzter 
Prior des Konvents amtete der Chronist Johannes Stumpf, der 1528 zur Reformation übertrat. 
Zürich zog nun die Kommende an sich, gab sie aber 1532 dem Orden zurück, unter der Bedin-
gung, dass der seit 1530 auf Malta niedergelassene, nun Malteserorden genannte Eigentümer, 
als Statthalter reformierte Zürcher einsetzte. Der Orden verkaufte dann 1789 den Rest der 
Herrschaft, unter wechselnden Eigentümern blieb die Ritterhaus-Liegenschaft bis 1936 in Pri-
vatbesitz. Dann ging die Liegenschaft an die neu gegründete Ritterhausgesellschaft Bubikon 
über, die 1941 in den restaurierten Gebäuden ein Johannitermuseum eröffnete. 

Das Ritterhaus Bubikon ist heute das einzige in seiner Anlage gut erhaltene Ordenshaus der 
Johanniter in der Schweiz. Es handelt sich um eine ausserordentlich wertvolle Gebäudegruppe 
des 13. bis 16. Jahrhunderts in unverbauter Umgebung. Als herausragendes mittelalterliches 
Baudenkmal ist es für die Geschichte des Kantons Zürich von grosser Bedeutung. Im Ritterhaus 
Bubikon spiegelt sich die kulturelle Leistung des Johanniterordens in ausserordentlicher Weise. 
Die erhaltene Bausubstanz des Ritterhauses Bubikon darf mit jener des Schlosses Kyburg vergli-
chen werden. Nach den Satzungen der Ritterhausgesellschaft bedürfen bauliche Veränderun-
gen der Zustimmung des durch den Regierungsrat des Kantons Zürich bezeichneten Vertreters 
im Vorstand. Die 1936 gegründete Ritterhausgesellschaft betreut die historischen Gebäude und 
das angegliederte Johannitermuseum durch einen ehrenamtlich arbeitenden Vorstand.  

Würde die Ritterhausgesellschaft ihre Tätigkeit aufgeben müssen, hätte der Kanton die Pflicht, 
entweder die Gebäude, denen als Schutzobjekt kantonale Bedeutung zukommt, selbst zu über-
nehmen oder eine neue Trägerschaft zu finden. 
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Leistungen der Gemeinde bis ins Jahr 2021 

Mit Beschluss vom 22. März 2000 bewilligte die Gemeindeversammlung die Ausrichtung eines 
jährlich wiederkehrenden Beitrages von CHF 50‘000 an den Betrieb und Unterhalt des Ritter-
hauses Bubikon. Dieser Beitrag wurde bis 2016 überwiesen. 

Mit Beschluss vom 7. Dezember 2016 hat die Gemeindeversammlung beschlossen, dass der 
Ritterhausgesellschaft für den Zeitraum von 2017-2020 jährlich je CHF 100‘000 an den Betrieb 
und Unterhalt des Ritterhauses ausgerichtet werden. Diese Unterstützung ist im Jahre 2020 
ausgelaufen. 

Zwecks Weiterführung dieser Unterstützung hat der Gemeinderat beschlossen, dass der Ge-
meindeversammlung ein Geschäft unterbreitet wird, wonach der Ritterhausgesellschaft für die 
Jahre 2021-2024 weiterhin jährlich wiederkehrend CHF 100‘000 ausgerichtet werden sollen. 
Dieses Geschäft war für die Gemeindeversammlung vom 25. März 2020 traktandiert. Aufgrund 
der Coronavirus-Pandemie hat der Gemeinderat diese Gemeindeversammlung verschoben. 

Mit Beschluss Nr. 2020-79 vom 2. April 2020 hat der Gemeinderat zur Abfederung der finanziel-
len Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie eine Ausgaben- und Schuldenbremse beschlos-
sen. In diesem Zusammenhang wurde der Beschluss Nr. 2019-259 vom 23. Oktober 2019 betr. 
Ausrichtung eines jährlich wiederkehrenden Betriebskostenbeitrages über CHF 100‘000 für die 
Jahre 2021-2024 an die Ritterhausgesellschaft Bubikon in Wiedererwägung gezogen. Es wurde 
beschlossen, dass dieses Geschäft erst im Jahr 2021 der Gemeindeversammlung zur Beschluss-
fassung vorgelegt wird. Für das Jahr 2021 wurden CHF 50‘000 in das Budget aufgenommen 
(Konto-Nr. 3290.3636.01). 

Mit Verfügung Nr. 1384/2020 vom 20. Januar 2021 hat die Baudirektion des Kantons Zürich der 
Ritterhausgesellschaft Bubikon an die Betriebskosten für den Zeitraum 2021-2024 einen jährli-
chen Beitrag von je CHF 175‘000 zugesichert. Die Beiträge für die Jahre 2022-2024 wurden an 
die Bedingung geknüpft, dass die Gemeinde Bubikon und/oder die umliegenden Gemeinden 
sich ab 2022 wieder mit jährlich CHF 100'000 an den Betriebskosten beteiligen.  

Beurteilung des Gesuches 

Der Gemeinderat hat das Beitragsgesuch geprüft. Er ist zum Ergebnis gelangt, dass das Johanni-
termuseum eines der wichtigsten seiner Art ist. Es zeichnet sich durch Qualität und Professiona-
lität aus. Könnte der Betrieb infolge mangelnder Finanzen künftig nicht mehr im gleichen Aus-
mass und mit der gleichen Sorgfalt weitergeführt werden, hätte dies qualitative Abstriche und 
einen Verlust in der Museumslandschaft zur Folge. Die Ritterhausgesellschaft hat auch in den 
vergangenen Jahren gute Arbeit geleistet. Es liegt im Interesse der Gemeinde, dass das Johanni-
termuseum Bubikon seinen Platz im Kultur- und Freizeitmarkt behaupten kann und dass es für 
viele im Kanton Zürich und darüber hinaus Wohnhafte eine Museumsdestination bleibt. Der 
Gemeinderat erachtet einen Finanzbedarf von CHF 300‘000 für den Zeitraum 2022-2024 als 
ausgewiesen. 

Zuständigkeit 

Die Beschlussfassung über die Ausrichtung eines jährlich wiederkehrenden Betriebskostenbei-
trages von CHF 100‘000 an die Ritterhausgesellschaft Bubikon, befristet für die Jahre 2022-
2024, fällt in die Zuständigkeit der Gemeindeversammlung. 
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Auflage 

Bewilligt die Gemeindeversammlung den jährlich wiederkehrenden Betriebskostenbeitrag, ist 
dieser jährlich abzurechnen. Die Ritterhausgesellschaft hat die Auszahlung des gewünschten 
Betrags direkt beim Gemeinderat zu beantragen. Die Auszahlung erfolgt, nachdem der Ge-
meinderat das Budget der Ritterhausgesellschaft für das entsprechende Beitragsjahr und die 
Rechnung des Vorjahrs geprüft und genehmigt hat. 

Antrag Gemeinderat 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten,  
 
1. Der Ritterhausgesellschaft Bubikon wird für die Jahre 2022-2024 ein jährlich wiederkehren-

der Betriebskostenbeitrag von CHF 100‘000 unter Auflagen ausgerichtet. 

Referent: Gemeinderat Thomas Illi, Ressortvorsteher Finanzen und Steuern 

 

Abschied der Rechnungsprüfungskommission 

Die RPK hat den Antrag des Gemeinderates vom 9. März 2021 für die Ausrichtung eines jährlich 
wiederkehrenden Betriebskostenbeitrages an die Ritterhausgesellschaft Bubikon von 
CHF 100‘000 unter Auflagen für die Jahre 2022 – 2024 geprüft. 

Die RPK empfiehlt der Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021, den vorliegenden An-
trag „Ausrichtung eines jährlich wiederkehrenden Betriebskostenbeitrages an die Ritterhausge-
sellschaft Bubikon von CHF 100‘000 unter Auflagen für die Jahre 2022 – 2024“ zur Annahme. 

 

Anträge der Stimmberechtigten  

Von den Stimmberechtigten werden keine Anträge gestellt.  
 
 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit grossem Mehr: 
 
1. Der Ritterhausgesellschaft Bubikon wird für die Jahre 2022-2024 ein jährlich wieder-

kehrender Betriebskostenbeitrag von CHF 100‘000 unter Auflagen ausgerichtet. 
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Traktandum 5 
 
B1.8 Beschluss 2021-6 
GP Fritz Nauer AG 
Parzellierung - Aufhebung Gestaltungsplan 
 
Ausgangslage 

Auf dem Grundstück Kat.-Nr. 4755 (alt Kat.-Nr. 3317) besteht der Private Gestaltungsplan Fritz 
Nauer AG Werk Süd (genehmigt mit Verfügung der Baudirektion des Kantons Zürich ARV / 1098 
/ 2003) vom 20. Oktober 2003).  

Mit diesem Gestaltungsplan wurden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die ur-
sprünglich geplante Betriebserweiterung der Firma FoamPartner Switzerland AG (vormals Fritz 
Nauer AG) geschaffen. Damit sollte die geplante Betriebserweiterung auf Grundlage eines Vor-
projektes zielgerichtet umgesetzt werden können. 

Die KODIAK AG, Dufourstrasse 155, 8008 Zürich, hat am 24. Februar 2021 das Grundstück Kat.-
Nr. 4755 (Teilbereich des früheren Grundstücks alt Kat.-Nr. 3317) erworben. Die ursprünglich 
beabsichtigte Betriebserweiterung innerhalb des Gestaltungsplanes ist aus heutiger Sicht für 
die neue Grundstücksbesitzerin kein Thema mehr. Anstelle der Betriebserweiterung ist auf die-
sem Grundstück nun eine Wohnüberbauung vorgesehen. 

Gesuch um Aufhebung des privaten Gestaltungsplans Fritz Nauer AG 

Mit Schreiben vom 5. Mai 2021 ersucht die KODIAK AG um Aufhebung des Gestaltungsplans 
Fritz Nauer AG. 

Die FoamPartner Switzerland AG, als Eigentümerin des Grundstückes Kataster-Nr. 4754, wel-
ches ebenfalls im Perimeter des Gestaltungsplans liegt, hat ihrerseits mit Schreiben vom 26. 
April 2021 um Aufhebung des Gestaltungsplans ersucht. 

Gemäss § 87 i.V.m. § 82 PBG können Gestaltungspläne aufgehoben werden, wenn weder eine 
wesentliche Bautätigkeit eingesetzt hat, die von den eingeräumten Möglichkeiten Gebrauch 
macht, noch entsprechende ernsthafte Bestrebungen nachgewiesen werden. Da der Zweck des 
Gestaltungsplans (Betriebserweiterung der Fritz Nauer AG) nicht mehr verfolgt wird und die 
geplante Mehrfamilienhausüberbauung mit dem derzeit rechtskräftigen privaten Gestaltungs-
plan nicht realisiert werden kann, ist eine Aufhebung des Gestaltungsplans angezeigt. Dadurch 
werden die Bestimmungen der Bau- und Zonenordnung wieder massgebende Grundlage zur 
Beurteilung von Bauvorhaben auf diesem Grundstück. 

Der Gemeinderat unterstützt die Aufhebung des privaten Gestaltungsplanes Fritz Nauer AG und 
der Zuführung zur ursprünglichen zonenkonformen Nutzung in der 3-geschossigen Wohnzone 
mit Gewerbeerleichterung WG3. Der westliche kleinere Grundstücksteil ist der Industriezone I7 
zugewiesen und soll einstweilen weiterhin als Parkplatz dienen. 

Gemäss § 7 Abs. 1 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) sind bei der Aufstellung und Änderung 
der Richt- und Nutzungspläne nach- und nebengeordnete Planungsträger rechtzeitig anzuhö-
ren. Die öffentliche Auflage fand vom 2. Juli 2021 bis 30. August 2021 statt. Es sind keine Ein-
wendungen oder Anträge eingereicht worden. Von den Nachbargemeinden und der Region 
Zürich Oberland RZO sind nur positive Stellungnahmen eingegangen. 
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Das Amt für Raumentwicklung ARE hat mit Schreiben vom 16. August 2021 zum Aufhebungsge-
such Stellung genommen und stuft die Aufhebung als genehmigungsfähig ein. 

 

Antrag Gemeinderat 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten,  
 
1. Der Aufhebung des privaten Gestaltungsplans Fritz Nauer AG zuzustimmen. 

Referent: Gemeinderat Hans-Christian Angele, Ressortvorsteher Hochbau und Planung 

 

Anträge der Stimmberechtigten  

Von den Stimmberechtigten werden keine Anträge gestellt.  
 
 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit grossem Mehr: 
 
1. Der Aufhebung des privaten Gestaltungsplans Fritz Nauer AG wird zugestimmt. 
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Traktandum 6 
 
V2.5.2 Beschluss 2021-7 
Stammgleis Bubikon-Wolfhausen - Einzelinitiative - Verabschiedung für die GV vom 15. De-
zember 2021 
 
Kurz und Bündig 

Am 19. Juni 2020 reichten Markus Brunner, Bubikon, Walter Messmer, Bubikon und Walter 
Nüssli, Wolfhausen, dem Gemeinderat eine Einzelinitiative mit dem Titel „Zur Erhaltung des 
Stammgleises Bahnhof Bubikon - Wolfhausen (Eintrag in den kommunalen Richtplan)" ein. Sie 
beabsichtigen damit den (Wieder-)Eintrag der ganzen bestehenden Gleisanlage des Stammglei-
ses von Bubikon, inklusiv Anschluss an das SBB Netz, bis zur Kreuzung mit der Oberwolf-
hauserstrasse in Wolfhausen. Dieser Richtplaneintrag soll den Schutz der Gleisanlage sicherstel-
len. 

Aufgrund der eingereichten Einzelinitiative bedarf es einer Änderung der Richt- und Nutzungs-
pläne. Dazu wurden im Rahmen der öffentlichen Auflage, rechtzeitig nach- und nebengeordne-
te Planungsträger und auch Personen angehört, die an der Gemeindeversammlung nicht 
stimmberechtigt sind wie Liegenschaftsbesitzer oder Gewerbe- und Industriebetriebe.  

Die entsprechenden Berichte liegen vor. Von Seiten der SBB wird klar ein erneuter Anschluss 
des Stammgleises an das SBB-Netz abgelehnt. Der Bahnanschluss an die SBB Gleisanlage sei 
nicht mehr möglich, ohne die Fahrplanstabilität im Abschnitt Rapperswil-Wetzikon zu gefähr-
den und für eine Reaktivierung des Stammgleises resp. des Wiederanschlusses an das SBB Netz 
sei ein entsprechendes Gesuch an das Bundesamt für Verkehr einzureichen. Ein allfälliger Wie-
deranschluss des Stammgleises Bubikon/Wolfhausen an das SBB-Netz müsse für die SBB kos-
tenneutral sein. Eine Kostenbeteiligung seitens SBB für den Wiederanschluss sowie die Instand-
haltung der zusätzlichen Bahnanlagen und den Betrieb auf dem Stammgleis sei ausgeschlossen. 
Es ist daher kaum vorstellbar eine Bewilligung für einen erneuten Anschluss zu erhalten und 
wenn, dann würde die Gemeinde mit erheblichen Kosten belastet. Bereits der erneute Einbau 
der Anschlussweiche dürfte die Gemeinde mehrere hunderttausend Franken kosten. Wie hoch 
die jährlichen Unterhaltskosten sein werden, lässt sich heute nicht beziffern.   

Von Seiten der Unternehmen und Gewerbetreibenden in Wolfhausen fehlt das Interesse für 
einen erneuten Anschluss an das SBB-Netz für den Gütertransport. Insbesondere bemängelt die 
Firma Schulthess die fehlende bauliche Weiterentwicklungsmöglichkeit aufgrund der bestehen-
den Gleisanlagen. Sie würde den Standort Wolfhausen gerne ausbauen, dafür muss sie die 
Möglichkeit haben, die Gleisanlagen auf ihrem Firmenareal entfernen zu können. Dies würde 
die Initiative aber verhindern.     

Dort wo das Gleis im Naturraum verläuft, besteht heute schon ein erheblicher Schutz durch 
kantonale und kommunale Schutzverordnungen. Ein Richtplaneintrag bringt hier keinen zusätz-
lichen Nutzen.  

Die RZO-Planungskommission beurteilt den Eintrag des Stammgleises in den kommunalen 
Richtplan Verkehr aus raumplanerischen Gründen als fragwürdig. Es wird empfohlen, eine Un-
terschutzstellung als Kulturobjekt zu prüfen. 
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Beleuchtender Bericht 

1. Initiativbegehren 

Am 19. Juni 2020 reichten die Stimmbürger, Markus Brunner, Bubikon, Walter Messmer, Bubi-
kon und Walter Nüssli, Wolfhausen, dem Gemeinderat eine Einzelinitiative mit dem Titel „Zur 
Erhaltung des Stammgleises Bahnhof Bubikon - Wolfhausen (Eintrag in den kommunalen Richt-
plan)" ein. Der Gemeinderat hat diese Initiative wegen formellen und materiellen Mängeln zur 
Überarbeitung zurückgewiesen. In der Folge erklärte der Gemeinderat die Einzelinitiative aus 
verschiedenen Gründen für ungültig. 

Die Initianten erhoben beim Bezirksrat Rekurs gegen den erwähnten Beschluss des Gemeinde-
rates. In teilweiser Gutheissung des Rekurses hat der Bezirksrat den Gemeinderatsbeschluss im 
Januar 2021 aufgehoben und die Einzelinitiative „zur Erhaltung des Stammgleises Bahnhof Bu-
bikon-Wolfhausen (Eintrag in den kommunalen Richtplan)“ für gültig erklärt und der Gemeinde-
rat hat sie in der Folge am 3. März 2021 mit folgendem Wortlaut verabschiedet: 

1.1 Initiativtext 

Der kommunale Richtplan der Gemeinde Bubikon wird wie folgt geändert: 

(Wieder-)Eintrag der ganzen bestehenden Gleisanlage des Stammgleises von Bubikon (inkl. 
Anschluss an das SBB Netz) bis zur Kreuzung mit der Oberwolfhauserstrasse in Wolfhausen. 

Gemäss: Merkblatt Kommunaler Richtplan Verkehr d. Kantons Zürich vom 27. November 2018. 
Die unterzeichnenden, in der Gemeinde Bubikon-Wolfhausen wohnhaften Stimmberechtigten, 
stellen gestützt auf §§ 146 ff. des Gesetzes über die politischen Rechte (GPR) in der Form eines 
ausgearbeiteten Entwurfs das unter dem Punkt 1.1 aufgeführte Initiativbegehren. 

1.2 Begründung der Initianten 

Das bestehende Bahngleis ab Bahnhof Bubikon bis zur Kreuzung mit der Oberwolfhauserstrasse 
in Wolfhausen ist das letzte Teilstück des ehemaligen Stammgleises der Uerikon-Bauma-Bahn 
(1901-1948), welches zusammen mit dem Bahnhofgebäude in Wolfhausen als ganze Anlage 
erhalten geblieben ist. Diese Bahnanlage ist ein wichtiger und noch intakter Zeuge der Indust-
rie- und Bahnkultur in der Gemeinde Bubikon des 20. Jahrhunderts und soll in ihrer Gesamtheit 
erhalten bleiben.  

Würde das Gleis durch Wegfall einzelner Teile unterbrochen, würde dieses wertvolle Kulturgut 
für immer zerstört. Das Stammgleis ist im Besitz der Gemeinde Bubikon. Es gehört zur Gemein-
de Bubikon-Wolfhausen und verbindet die Dorfteile als «Leitfaden» miteinander. Die Chilbifahr-
ten sind etablierte Volks-Kultur seit bald 40 Jahren, welche es weiterhin zu pflegen gilt. Ebenso 
die Fahrten zum Frühlingsmarkt in Wolfhausen und zum Weihnachtsmarkt im Ritterhaus. Der 
Dorfteil Wolfhausen verdankt dem Stammgleis einen grossen Anteil seiner Entwicklung. Diesem 
Umstand soll Rechnung getragen werden.  
 
Vor 2013 war das Gleis im Richtplan der Gemeinde Bubikon noch als Stammgleis eingetragen, 
ebenso im Verkehrsplan der Planungsgruppe Zürcher Oberland (PZO). Mit dem Wiedereintrag 
in den kommunalen Richtplan kann gewährleistet werden, dass keine baulichen oder andere 
Massnahmen (z.B. Verkauf von Grundstücken durch die Gemeinde) eingeleitet werden können, 
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die zu einer Zerstörung des Stammgleises führen würden. (Siehe Merkblatt Kommunaler Richt-
plan Verkehr des Kantons Zürich vom 27. November 2018, Seite 5 unten)  

Damit hätte die Bevölkerung von Bubikon ein Mitspracherecht, um über die Zukunft des 
Stammgleises zu entscheiden! 

2. Rechtliche Prüfung 

Gegenstand der Initiative ist eine Änderung des kommunalen Richtplans, der gemäss § 32 Abs. 
3 Planungs- und Baugesetz (PBG, LS 700.1) in Verbindung mit Art. 13 Ziffer 1 (in der geltenden 
Fassung) der Gemeindeordnung (GO) Bubikon, in der Zuständigkeit der Stimmberechtigten in 
der Gemeindeversammlung und daher initiativfähig ist (§ 147 Abs. 1 Gesetz über die politischen 
Rechte (GPR, LS 161)).  

Der kommunale Richtplan und somit auch seine Änderungen bedürfen der Genehmigung (§ 32 
Abs. 3 Satz 2 PBG) der Baudirektion (§ 2 lit. b PBG), die auch eine Zweckmässigkeits- und Ange-
messenheitsprüfung umfasst (§ 5 PBG).  

Bei der eingereichten Initiative handelt es sich um eine Einzelinitiative in der Form des ausgear-
beiteten Entwurfs mit der eine Änderung des kommunalen Richtplans Verkehr der Gemeinde 
Bubikon bezweckt wird (§ 146 Abs. 1 i.V.m Art. 120 Abs. 2 GPR). Der Bezirksrat hat im genann-
ten Stimmrechtsrekurs-Beschluss (GE.2020.125, S. 17/33) nichts Gegenteiliges erwogen.  

Eine Initiative in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs ist ein in allen Teilen konkret formu-
lierter Beschlussentwurf in seiner endgültigen, vollziehbaren Form (§ 120 Abs. 2 GRP). Das An-
liegen ist inhaltlich derart umschrieben und abschliessend redigiert, dass der Gemeinderat zur 
materiellen Gestaltung nichts mehr beitragen kann. Der Wortlaut einer solchen Initiative ist für 
die Behörden formell und inhaltlich verbindlich. Die Initiative darf weder abgeändert, korrigiert 
noch ergänzt werden. Ausgenommen sind rechtssetzungstechnische Bereinigungen, sofern die 
Initiantin oder der Initiant ihnen zustimmt. 

Einzelinitiativen in Versammlungsgemeinden können nach § 147 Abs. 1 GPR i.V.m. § 15 Abs. 1 
Gemeindegesetz (GG) über Gegenstände, die der Abstimmung in der Gemeindeversammlung 
unterstehen, eingereicht werden. Der Inhalt des Initiativrechts richtet sich nach jenem des Re-
ferendumsrechts. Es handelt sich um Geschäfte, die das kantonale Recht oder die Gemeinde-
ordnung der Gemeindeversammlung zuweisen. Dazu gehört, wie es in Art. 13 Ziff. 1 GO statu-
iert wird, mitunter die Festsetzung und Änderungen des kommunalen Richtplans.  
Gemäss dem Initiativtext wird die Änderung des kommunalen Richtplans Verkehr bezweckt, 
womit ein initiativfähiger Gegenstand vorliegt. 

Markus Brunner, Walter Messmer und Walter Nüssli, sind in Bubikon stimmberechtigt. Der 
Gemeinderat hat die vorliegende Einzelinitiative mit Beschluss vom 3. März 2021 als gültig er-
klärt. Da die vorliegende Einzelinitiative einen Gegenstand betrifft, welcher der Abstimmung 
durch die Gemeindeversammlung untersteht, unterbreitet ihr der Gemeinderat die Initiative 
zur Beschlussfassung (§ 151 Abs. GPR). 
 
Eine Anpassung des kommunalen Richtplans Verkehr verlangt die Durchführung eines pla-
nungsrechtlichen Verfahrens mit öffentlicher Auflage und Vorprüfung durch den Kanton. 

Da die Initiative in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs vorliegt, stellt sie einen Beschluss-
entwurf in seiner endgültigen, vollziehbaren Form dar. Das Initiativbegehren kann unverändert 
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vollzogen werden. Sein Wortlaut bedarf keiner weiteren Ergänzung oder Konkretisierung. 
Demnach ist die Vorlage im Hinblick auf die Abstimmung an der Gemeindeversammlung soweit 
vorzubereiten, dass sie bei einer Annahme direkt umgesetzt werden kann. Mit Blick auf das 
Verfahren und für eine hinreichende politische Willensbildung durch den Souverän ist die Initia-
tive wie eine reguläre Anpassung des kommunalen Richtplans zu behandeln.  

Bei der Änderung der Richt- und Nutzungspläne sind nach- und nebengeordnete Planungsträger 
rechtzeitig anzuhören (§ 7 Abs. 1 PBG). Daher sind die durch die Initianten vorgesehenen Ände-
rungen den nebengeordneten Planungsträgern (Nachbargemeinden) sowie der Planungsgruppe 
Zürcher Oberland (RZO) zur Stellungnahme zu unterbreiten. 

Die Teilrevisionsvorlage umfasst folgende Bestandteile: 
• Anpassung Richtplankarte 
• Anpassung Richtplantext 
• Erläuternder Bericht gemäss Art. 47 RPV 
• Bericht zu den nicht berücksichtigten Einwendungen 
 
Der Ablauf der Teilrevision kommunaler Richtplan Verkehr, erfolgt(e) folgendermassen: 

03.03.2021 Gültigerklärung der Initiative durch den Gemeinderat 

März-Juni 2021 Ausarbeitung des Erläuternden Berichts gemäss Art. 47 RPV zur verlangten Änderung des kom-
munalen Richtplanes (Verkehrsplan) durch den Gemeinderat 

Juni 2021 Verabschiedung des Revisionsentwurfes durch den Gemeinderat zuhanden des Mitwirkungsver-
fahrens 

Juli-August 
2021 

Mitwirkung der Bevölkerung gemäss § 7 PBG, Kantonale Vorprüfung, Anhörung der Nachbarge-
meinden und der RZO sowie öffentliche Auflage (Frist 60 Tage) 

08.09.2021 Erstellen des Berichtes über die Mitwirkung sowie Auswertung der kantonalen Vorprüfung und 
der Einwendungen/Bereinigung Vorlage 

20.10.2021 Verabschiedung der bereinigten Revisionsunterlagen durch den Gemeinderat zuhanden der 
Beschlussfassung durch die Gemeindeversammlung (Beleuchtender Bericht) 

14.11.2021 Start Aktenauflage für die Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021 

15.12.2021 Gemeindeversammlung 

Erster Quartal 
2022 

Genehmigung durch die Baudirektion 

Erstes Quartal 
2022 

Publikation und Rekursmöglichkeit während 30 Tagen 

 
Der Gemeinderat hat die Möglichkeit, den Stimmberechtigten gemäss § 151 Abs. 2 GPR gleich-
zeitig einen Gegenvorschlag zur Initiative zu beantragen, worauf er jedoch verzichtet.   

Nach § 22 Abs. 2 GG kann jede stimmberechtigte Person an der Gemeindeversammlung Anträ-
ge zum Inhalt der Vorlage stellen. Dies bedeutet, dass die Gemeindeversammlung auf Antrag 
einer stimmberechtigten Person den Text der Einzelinitiative abändern kann, sofern dies nicht 
übergeordnetem Recht widerspricht. Grössere Änderungen müssten wiederum vorerst öffent-
lich aufgelegt werden.  

Falls die Einzelinitiative von den Stimmberechtigten angenommen wird, bedürfen die vorlie-
genden Änderungen des kommunalen Richtplans Verkehr nach dem Beschluss durch die Ge-



 
Protokoll Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021 Seite 46 

 

meindeversammlung einer Genehmigung durch die Baudirektion des Kantons Zürich. Die neuen 
Bestimmungen treten mit der öffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung in Kraft. 

Den Initianten ist im Beleuchtenden Bericht Platz für eine Stellungnahme einzuräumen (§ 64 
GPR) und sie dürfen die Initiative in der Versammlung den Anwesenden vorstellen bzw. münd-
lich erläutern (§ 151 Abs. 3 GPR). 

3. Öffentliche Auflage und Ergebnis der Mitwirkung (Einwendungen) 

Am 13. Juni 2021 verabschiedete der Gemeinderat den Entwurf der „Teilrevision des kommu-
nalen Richtplans Verkehr“ zuhanden der öffentlichen Auflage und Anhörung.  

Gemäss § 7 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) erfolgte die öffentliche Auflage vom 25. Juni 
bis 24. August 2021 während 60 Tagen.  

Innerhalb der Auflagedauer konnten sich alle Personen zum Entwurf der „Teilrevision des 
kommunalen Richtplans Verkehr“ äussern. Es ging eine Einwendung ein. Die SBB beantragen 
mit Schreiben vom 13. Juli 2021 die Nichtaufnahme des Stammgleises Bubikon-Wolfhausen 
(inkl. Anschluss an das SBB-Netz). Eventualiter sei für die Reaktivierung des Stammgleises resp. 
des Wiederanschlusses an das SBB-Netz ein entsprechendes Gesuch an das Bundesamt für Ver-
kehr (BAV) einzureichen. 

4. Kantonale Vorprüfung 

Die Teilrevision des kommunalen Richtplans wurde dem kantonalen Amt für Raumentwicklung 
(ARE) parallel zur öffentlichen Auflage zur Vorprüfung eingereicht. 

Im Vorprüfungsbericht vom 6. September 2021 hat der Kanton einige wenige Auflagen und 
Bemerkungen zur Teilrevision des kommunalen Richtplans Verkehr vorgebracht. Aufgrund des-
sen wurden folgende Änderungen im vorliegenden Bericht vorgenommen: 

• Hinweis betreffend Reptilieninventarobjekt Nr. 2 "Kämmoos" und Wildtierkorridor ZH 
46 aufgenommen (Kapitel 2.1, Seiten 5f) 

• Ausführungen bezüglich Bedarf für Anschluss an SBB-Netz ergänzt (Kapitel 2.1, Seite 9) 

Im Richtplantext wurden folgende Änderungen vorgenommen: 

• Koordinationshinweis ergänzt, wonach der geplante Anschluss an das SBB-Netz das 
überkommunale Schutzgebiet "Trockenwiese beim Ritterhaus" tangiert. 

• Zweck des Richtplaneintrags präzisiert (Erhalt primär als Zeitzeuge, nicht als funktionale 
Anlage für den Gütertransport). 

Von Seiten Kanton wird darauf hingewiesen, dass gemäss der Karte Oberflächenabfluss im Be-
reich des Giessenbachs die Gleisanlage möglicherweise durch Oberflächenabfluss gefährdet ist. 
Es sei zu prüfen, ob mit dem Eintrag des Bahngleises in den kommunalen Richtplan gleichzeitig 
Hochwasserschutzmassnahmen festzulegen seien. Das Bahngleis ist im potenziell betroffenen 
Abschnitt bestehend. Der Gemeinderat verzichtet zum heutigen Zeitpunkt auf eine Prüfung. Bei 
einer Annahme der Vorlage werden weitere Abklärungen getroffen.   
Die Befürchtung von Seiten Kanton, dass eine Wiederaufnahme von regelmässigem Güterver-
kehr auf dem Anschlussgleis den Wildtierkorridor beeinträchtigen könnte, wird nur teilweise 
geteilt. Falls sich dannzumal ein intensiverer Bahnbetrieb mit Fahrten in der Nacht abzeichnen 
würde, müssten zusammen mit dem Kanton die flankierenden Massnahmen besprochen und 
festgelegt werden. Es ist aber festzuhalten, dass der Kanton ein Anschluss an das übergeordne-
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te Güterverkehrsnetz bzw. die Nutzung als Güterverkehrsgleis ablehnt und daher auf einen Be-
trieb des Anschlussgleises zwecks Gütertransports zu verzichten sei.  

Insgesamt hat das ARE unter Berücksichtigung der voranstehenden Auflagen eine Genehmi-
gung in Aussicht gestellt. Wie es sich im Bezug auf einen allfälligen Gütertransport verhält, kann 
zurzeit nicht beurteilt werden.  

5. Stellungnahme des Gemeinderates 

5.1 Eintrag im kommunalen Richtplan eher ungeeignet 

Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass der Eintrag im kommunalen Richtplan höchstens mässig 
geeignet ist, das Ziel der Initiative zu erreichen.  

5.2 Möglichkeiten einer Unterschutzstellung nach PBG  

Nach § 203 Abs. 1 lit. d PBG sind Schutzobjekte unter anderem vorgeschichtliche und geschicht-
liche Stätten und ortsgebundene Gegenstände sowie Gebiete von archäologischer Bedeutung. 
Schutzobjekte können aber auch Anlagen mit wichtiger kulturhistorischer Bedeutung umfassen. 
Über diese Schutzobjekte erstellen die für Schutzmassnahmen zuständigen Behörden Inventare 
(§ 203 Abs. 2 PBG). So besteht auf kantonaler Ebene das "Inventar der kunst- und kulturhistori-
schen Schutzobjekte und der archäologischen Denkmäler von überkommunaler Bedeutung".   

Die Unterschutzstellung kann nach § 205 PBG durch folgende Schutzmassnahmen erfolgen: 
a. Massnahmen des Planungsrechts, 
b. Verordnung, insbesondere bei Schutzmassnahmen, die ein grösseres Gebiet erfassen, 
c. Verfügung, 
d. Vertrag. 
 
Für die Unterschutzstellung ist bei Objekten von kommunaler Bedeutung der Gemeinderat zu-
ständig (§ 211 Abs. 2 PBG). 

5.3 Ablehnung der Initiative durch den Gemeinderat 

Der Gemeinderat vertritt die Meinung, dass es sich beim ehemaligen Stammgleis nicht um ein 
Schutzobjekt handelt. Die Bahnhöfe Bubikon und Wolfhausen sind im kommunalen Inventar 
der schutzwürdigen Gebäude aufgeführt. Nicht inventarisiert ist hingegen das ehemalige 
Stammgleis, was ein Indiz für die fehlende Schutzwürdigkeit darstellt.  

Weiter handelt es sich entgegen der Initiativbegründung beim ehemaligen Stammgleis nicht um 
das letzte Teilstück der Uerikon-Bauma-Bahn (1901–1948), welches als ganze Anlage erhalten 
geblieben ist. Denn nach wie vor besteht das Teilstück Hinwil-Bauma mit sehenswürdigen 
Kunstbauten und sorgfältig restaurierten Bahnhofsgebäuden. Diese Strecke wird vom Dampf-
bahnverein Zürcher Oberland (DVZO) in den Sommermonaten befahren. Auch auf der Strecke 
Uerikon-Hinwil sind die Bahnhofsgebäude (z.B. Dürnten und Hombrechtikon) und einige Kunst-
bauten erhalten, allerdings ohne Gleis.  

Nicht zuletzt wären die Kosten für den Erhalt einer funktionierenden Gleisanlage unverhältnis-
mässig hoch. In diesem Zusammenhang sind insbesondere die von der Initiative geforderte 
Wiederherstellung des Anschlusses an das SBB-Netz wie auch der Unterhalt und allfällige Sanie-
rungsarbeiten zu erwähnen. Von Seiten der SBB wird klar ein erneuter Anschluss des Stamm-
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gleises an das SBB-Netz abgelehnt. Der Bahnanschluss an die SBB Gleisanlage sei nicht mehr 
möglich, ohne die Fahrplanstabilität im Abschnitt Rapperswil-Wetzikon zu gefährden und für 
eine Reaktivierung des Stammgleises resp. des Wiederanschlusses an das SBB Netz sei ein ent-
sprechendes Gesuch an das Bundesamt für Verkehr einzureichen. Ein allfälliger Wiederan-
schluss des Stammgleises Bubikon-Wolfhausen an das SBB-Netz müsste für die SBB kostenneut-
ral sein. Eine Kostenbeteiligung seitens SBB für den Wiederanschluss sowie die Instandhaltung 
der zusätzlichen Bahnanlagen und den Betrieb auf dem Stammgleis sei ausgeschlossen. Es ist 
daher kaum vorstellbar eine Bewilligung für einen erneuten Anschluss zu erhalten und wenn, 
dann würde die Gemeinde mit erheblichen Kosten belastet. Bereits der erneute Einbau der An-
schlussweiche dürft die Gemeinde mehrere hunderttausend Franken kosten. Wie hoch die jähr-
lichen Unterhaltskosten sein werden, lässt sich heute nicht beziffern.   

Weiter fehlt für eine allfällige Wiederherstellung des Stammgleises in seiner Funktion als An-
schlussgleis für den Güterverkehr das Interesse der angeschlossenen Gewerbebetriebe. Von 
Seiten der Unternehmen und Gewerbetreibenden in Wolfhausen fehlt das Interesse für einen 
erneuten Anschluss an das SBB-Netz für den Gütertransport. Insbesondere bemängelt die Firma 
Schulthess die fehlende bauliche Weiterentwicklungsmöglichkeit aufgrund der bestehenden 
Gleisanlagen. Sie würde den Standort Wolfhausen gerne ausbauen, dafür muss sie die Möglich-
keit haben, die Gleisanlagen auf ihrem Firmenareal entfernen zu können. Dies würde die Initia-
tive aber verhindern.     

Dort wo das Gleis im Naturraum verläuft, besteht heute schon ein erheblicher Schutz durch 
kantonale und kommunale Schutzverordnungen. Ein Richtplaneintrag bringt hier keinen zusätz-
lichen Nutzen.  

Die RZO-Planungskommission beurteilt den Eintrag des Stammgleises in den kommunalen 
Richtplan Verkehr aus raumplanerischen Gründen als fragwürdig. Es wird empfohlen, eine Un-
terschutzstellung als Kulturobjekt zu prüfen. 
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6. Stellungnahme der Initianten 

Gemäss § 64 Gesetz über die politischen Rechte (GPR) ist den Initianten im Beleuchtenden Be-
richt Platz für eine Stellungnahme einzuräumen und sie dürfen die Initiative in der Versamm-
lung den Anwesenden vorstellen bzw. mündlich erläutern (§ 151 Abs. 3 GPR).  
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Antrag Gemeinderat 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten,  
 
1. Die Einzelinitiative, gestützt auf §§ 146 ff. des Gesetzes über die politischen Rechte (GPR) in 

der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs von Markus Brunner, Walter Messmer und Walter 
Nüssli (von Bubikon und Wolfhausen) „(Wieder-)Eintrag der ganzen bestehenden Gleisanla-
ge des Stammgleises von Bubikon (inkl. Anschluss an das SBB Netz) bis zur Kreuzung mit der 
Oberwolfhauserstrasse in Wolfhausen ", abzulehnen.  

2. Die entsprechenden Anpassungen im kommunalen Richtplan Verkehr sind abzulehnen. 

3. Der Bericht vom 20. Oktober 2021 gemäss Art. 47 der Raumplanungsverordnung (RPV) so-
wie zu den nicht berücksichtig Einwendungen ist im Sinne von § 7 Abs. 3 PBG zustimmen 
Kenntnis zu nehmen.  

Referent: Gemeinderat Hans-Christian Angele, Ressortvorsteher Hochbau und Planung 
 
Vorstellung der Initiative Stammgleis: Markus Brunner, Kämmoos 1 
 

Anträge der Stimmberechtigten  

 
Aufgrund der massiven Vorwürfe an die Andresse der Firma Schulthess frägt die Gemeindeprä-
sidentin die Versammlung an, ob den in Bubikon nicht stimmberechtigten Vertreter der Firma 
Schulthess das Wort erteilt werden darf. 
 
Die Gemeindeversammlung stimmt dem Antrag zur Worterteilung, mit 114 Ja-Stimmen zu 66- 
Nein, zu. 
 
Vorstellung der Firma Schulthess: CEO Thomas Marder, CFO Martin Keller und Betriebsleiter 
Roland Brändli 
 
 

Anträge der Stimmberechtigten  

Von den Stimmberechtigten werden keine Anträge gestellt.  
 
 

Neuauszählung der Stimmberechtigten  

Vor der Schlussabstimmung werden die Stimmberechtigten neu ausgezählt. Die Anzahl Stimm-
berechtigte hat sich nicht verändert. 
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Beschluss: 

Die Gemeindeversammlung beschliesst mit 104 Ja-Stimmen zu 85 Nein-Stimmen:  
 
1. Die Einzelinitiative, gestützt auf §§ 146 ff. des Gesetzes über die politischen Rechte (GPR) in 

der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs von Markus Brunner, Walter Messmer und Walter 
Nüssli (von Bubikon und Wolfhausen) „(Wieder-)Eintrag der ganzen bestehenden Gleisanla-
ge des Stammgleises von Bubikon (inkl. Anschluss an das SBB Netz) bis zur Kreuzung mit der 
Oberwolfhauserstrasse in Wolfhausen ", wird angenommen.  

2. Den entsprechenden Anpassungen im kommunalen Richtplan Verkehr wird zugestimmt.  

3. Vom Bericht vom 20. Oktober 2021 gemäss Art. 47 der Raumplanungsverordnung (RPV) 
sowie zu den nicht berücksichtig Einwendungen wird im Sinne von § 7 Abs. 3 PBG zustim-
men zur Kenntnis genommen.  

4. Die Gemeindeversammlung nimmt davon Kenntnis, dass Genehmigung des revidierten 
kommunalen Richtplans Verkehr durch die Baudirektion des Kantons Zürich vorbehalten 
bleibt. 

5. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Änderungen am kommunalen Richtplan Verkehr in eige-
ner Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Auflagen und Genehmigungs-
verfahren als notwendig erweisen. Solche Beschlüssen sind öffentlich bekannt zu machen. 

 

Antrag zur Überweisung an die Urne  

Herr Daniel Tanner stellt im Nachgang zur Abstimmung den Antrag, das Geschäft an die Urne zu 
überweisen. Da gemäss Art. 13 der Gemeindeordnung die Gemeindeversammlung abschlies-
send über den kommunalen Richtplan entscheidet, ist der Antrag nicht zulässig.  
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Traktandum 7 
 
A1.2.2 Beschluss 2021-8 
Beantwortung allfälliger Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 
 

Anfrage 

Mit Eingabe vom 20. November 2021 stellt Herr René Röthlisberger, Kämmoosstrasse 7, 8608 
Bubikon, dem Gemeinderat eine Anfrage gemäss Art. 17 des Gemeindegesetzes (GG) mit fol-
gendem Wortlaut: 
 
Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates 
 
An der Gemeindeversammlung vom 16. September 2020 haben die Stimmberechtigten einen 
Kredit von CHF 300'000 für die „strategische Planung“ von Liegenschaften (Schul- & Gemeinde-
Liegenschaften) am Standort Bubikon genehmigt. Damit sollte dem Gemeinderat ermöglicht 
werden, den zukünftigen Bedarf im Bereich Liegenschaften ganzheitlich anzugehen und Lö-
sungsansätze für langfristige und umfangreiche Investitionen aufzuzeigen. lm beleuchtenden 
Bericht zur Gemeindeversammlung vom 16. September 2020 wurde Gemeinderat Anton Diet-
helm als verantwortlicher Projektleiter benannt. 
 
Gemäss Terminplan sollten die ersten Ergebnisse im Herbst / Winter 2021 vorgestellt werden 
und ein Urnengang zur Frage der Schwimmhalle wurde für 2021/ 2022 in Aussicht gestellt. An 
der lnformations - Veranstaltung vom 19. Mai 2021wurde das Thema Liegenschaftenstrategie 
Gemeinde Bubikon traktandiert und behandelt, die präsentierten Informationen vermittelten 
jedoch den Eindruck, dass das Projekt noch in einer frühen Phase ist und entsprechend noch 
wenig konkrete Ergebnisse vorlagen. lmmerhin wurde eine Präsentation der verschiedenen 
Szenarien für die Schwimmhalle für das 1. Quartal 2022 in Aussicht gestellt. 
 
lnzwischen ist es ruhig geworden um das Projekt, so ist die strategische Liegenschaftenplanung 
auch nicht traktandiert für die Gemeindeversammlung vom 15. Dezember 2021.Unter diesen 
Umständen dürfte es schwierig werden, den bei der Genehmigung des Kredites vorgeschlagen 
Zeitplan einzuhalten. 
 
Gerne stelle ich in diesem Zusammenhang deshalb folgende Fragen: 
 
1. Stand der Arbeiten: Welche Arbeiten wurden für die verschiedenen Objekte bereits ge-

macht und welche Aktivitäten sind noch ausstehend? 
 

2. Finanzen: Welcher Betrag vom Kredit von CHF 300'000 wurde bereits für welche Aktivitäten 
beansprucht / ausgegeben und mit welchen Resultaten? Eine Beantwortung anhand der 
Aufgabendefinition und Budgetallokation im beleuchtenden Bericht wäre hilfreich. 

 
3. Weiteres Vorgehen: Welche nächsten Schritte sind geplant und welche weiteren Kosten 

sind damit verbunden? 
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4. Projektorganisation: Hat sich die im beleuchtenden Bericht vorgestellte Projektorganisation 
bewährt? Welche Arbeitsgruppen wurden eingesetzt, wer ist darin vertreten und wie viele 
Sitzungen wurden von den einzelnen Arbeitsgruppen abgehalten? 

 
5. Zeitplan: Wann dürfen die Stimmberechtigten mit dem Abschluss des Projekts und der Vor-

stellung der Liegenschaftenstrategie und des Masterplans rechnen? Welche Zwischenschrit-
te sind bis dahin vorgesehen? Für wann ist die Urnenabstimmung zum Schwimmbad ge-
plant? 

 
Besten Dank im Voraus für die Beantwortung meiner Fragen. 
 
Freundliche Grüsse 
René Röthlisberger 
 

Beantwortung durch den Gemeinderat 

 
Frage 1 
Stand der Arbeiten: Welche Arbeiten wurden für die verschiedenen Objekte bereits gemacht 
und welche Aktivitäten sind noch ausstehend? 
 
Antwort: 
 
Noch in Arbeit: Liegenschaften Strategie, Leitbild: 

• Stratusberichte und Zustandsanalysen zusammenführen zu einer Gesamtstrategie mit 
Prioritäten, Zeit- und Investitionsplanung  

• Darstellung der Auswirkungen der Investitionsentscheide auf den Finanzhaushalt der 
Gemeinde 

 
Objektstrategien: 
 
Schwimmbad Bergli 

• Zustand erfasst, Sanierungsmassnahmen aufgezeigt 
• Diverse Lösungsvarianten erarbeitet (Sanierung- / - Ersatzbau) 
• Grobkostenschätzungen vorliegend 

 
• Weitere Aktivitäten 

• Definitiver Vorschlag ausarbeiten und erhärten > Entscheid Gemeinderat 
 
Turnhalle Spycherwise und Turnhalle Bergli 

• Zustand erfasst, Massnahmenkatalog für evtl. Sanierung vorliegend 
 
• Weitere Aktivitäten 

• Standortvarianten, Situationslösungen sind zu erarbeiten 
• Standortwahl (Analyse und Entscheid) 
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• Machbarkeitsstudien mit Grobkostenschätzungen ausarbeiten 
(Sanierungen und / oder Ersatzbauten) 
 

FEBA 
• Zukünftiger Raumbedarf ermittelt 

 
• Weitere Aktivitäten 

• Standortfragen, Standortvarianten sind zu klären 
• Synergien mit Turnhallenbauten prüfen 
• Machbarkeitsstudien mit Grobkostenschätzungen ausarbeiten 

(Sanierungen und / oder Ersatzbauten) 
 
Werkhof 

• Untersuchung Werkhof 
• Zustand Bestand erfasst und Sanierungsbedarf geklärt 
• Raum- Flächenbedarf ermittelt 
• Standortvarianten sind vorliegend, sind noch zu prüfen 

 
• Weitere Aktivitäten 

• Standort- und Situationsanalysen 
• Standortwahl (Analyse und Entscheid) 
• Machbarkeitsstudien mit Grobkostenschätzungen ausarbeiten 

(Sanierungen oder Ersatzbauten) 
 
Frage 2 
Finanzen: Welcher Betrag vom Kredit von CHF 300'000 wurde bereits für welche Aktivitäten 
beansprucht / ausgegeben und mit welchen Resultaten? Eine Beantwortung anhand der Aufga-
bendefinition und Budgetallokation im beleuchtenden Bericht wäre hilfreich. 
 
Antwort: 
 
Objekt  Auftrag Beteiligte Aufwand Beansprucht 
Leitbild, Liegen-
schaften Strategie, 
Stratusberichte  

 Basler&Hofmann CHF 80'000  

Werkhof  Raumpro-
gramm/Bauvolumen 
/ Machbarkeitsstu-
dien mit Kostenrah-
men  

Raumplaner, Archi-
tekt, Ingenieur 
Fachplaner Nutzer  

CHF 40‘000 CHF 10‘049.70 

Schwimmhalle  Aktualisieren des be-
stehenden Sanie-
rungskonzeptes, 
Vergleich mit Ersatz-
bau, 
Kosten-
Nutzenvergleiche 

Ingenieur, Archi-
tekt Fachplaner 
Nutzer Spezialist 
Schwimmhallen-
bau  

CHF 65’000 CHF 50‘077.20 
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FeBa & Schulräume  Raumprogramm 
/Bauvolumen/ Mach-
barkeitsstudie mit 
Kostenrahmen  

Raumplaner, Archi-
tekt, Ingenieur 
Fachplaner Nutzer/ 
Schule 

CHF 45‘000 CHF 12‘459.85 

Turnhallen  Massnahmenkatalo-
ge > Sanierungskos-
ten für bestehende 
Bauten 
Machbarkeitsstudie 
der Neubauten, mit 
Kostenrahmen 

Architekt, Ingeni-
eure Fachspezialis-
ten  
Einbezug aller Nut-
zer: Vereine Ge-
meinde Schule 

CHF 70'000 CHF 18‘467.00 

Total Aufwand 
17.11.2021 

  ca. CHF 91'053.75 

Offene Rechnungen 
und Aufträge für 
weitere Arbeiten bis 
Quartal 1, 2022 

  ca. CHF 84'000.00 

Total Kredit 
Liegenschaften 
Strategie 

  CHF 300'000 CHF ca. 175'000 

 
Frage 3 
Weiteres Vorgehen: Welche nächsten Schritte sind geplant und welche weiteren Kosten sind 
damit verbunden? 
 
Antwort: 
 

• Leitbild, Liegenschaften Strategie, Objektstrategien, Masterplan 
• Definitiver Vorschlag ausarbeiten und erhärten > Entscheid Gemeinderat 
• Kosten ca. CHF 25'000 (Basler und Hofmann) 

 
• Schwimmbad 

• Definitiver Vorschlag ausarbeiten und erhärten > Entscheid Gemeinderat 
• Kosten ca. CHF 10'000 
 

• Turnhallen Bergli und Spycherwise 
• Standortvarianten, Situationslösungen sind zu erarbeiten 
• Standortwahl 
• Machbarkeitsstudien mit Grobkostenschätzungen ausarbeiten 

(Sanierungen und/oder Ersatzbauten) 
• Kosten ca. CHF 40'000 

 
• FEBA 

• Standortfragen, Standortvarianten sind zu klären 
• Synergien mit Turnhallenbauten prüfen 
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• Machbarkeitsstudien mit Grobkostenschätzungen ausarbeiten 
(Sanierungen und/oder Ersatzbauten) 

• Kosten ca. CHF 25'000 
 

• Werkhof 
• Standort- und Situationsanalysen 
• Standortwahl 
• Machbarkeitsstudien mit Grobkostenschätzungen ausarbeiten 

(Sanierungen und/oder Ersatzbauten) 
• Kosten ca. CHF 25'000 

 
Frage 4 
Projektorganisation: Hat sich die im beleuchtenden Bericht vorgestellte Projektorganisation 
bewährt? Welche Arbeitsgruppen wurden eingesetzt, wer ist darin vertreten und wieviele Sit-
zungen wurden von den einzelnen Arbeitsgruppen abgehalten? 
 
Antwort:  
 
Durch die verschiedene Teilarbeitsgruppen (Schule, Tiefbau und Werk, Liegenschaften) können 
die Aufträge effizient und Zeit nah abgeklärt werden. Dabei werden sie von Basler & Hofmann 
mit Durchführung von Workshop unterstützt. 
 
Arbeitsgruppen: 
 
Mitglieder Arbeitsgruppe Schule  

• Leitung Monika Bürgler 
• Mitglieder FeBa 
• Schulleiter Bubikon 
• Mitglieder SPF  
• Basler & Hofmann bei den Workshops 

 
Anzahl durchgeführten Sitzungen exkl. PL Sitzungen 5 
 
Mitglieder Arbeitsgruppe Werkgebäude  

• Leitung Martin Kurt 
• Abteilungsleiter Tiefbau & Werke  
• Bereichsleiter UHD 
• Anton Diethelm 
• Basler & Hofmann bei den Workshops 

 
Anzahl durchgeführten Sitzungen exkl. PL Sitzungen 3 
 
Mitglieder Arbeitsgruppe Liegenschaften 

• Leitung Werner Bösch 
• Schulhauswarte  
• Fachberater Gebäude 
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• Architekt 
• Basler & Hofmann bei der Gebäudeaufnahmen in Stratus Liegenschaften Tool 

 
Anzahl durchgeführten Sitzungen exkl. PL Sitzungen 2 
 
Durchgeführte PL Sitzungen 8 
 
Frage 5 
Zeitplan: Wann dürfen die Stimmberechtigten mit dem Abschluss des Projekts und der Vorstel-
lung der Liegenschaften Strategie und des Masterplans rechnen? Welche Zwischenschritte sind 
bis dahin vorgesehen? Für wann ist die Urnenabstimmung zum Schwimmbad geplant? 
 
Antwort: 
 
Mutmasslicher Zeitplan 

• Infoveranstaltung       1. Quartal 2022  
• Abschluss des Projektes     3. Quartal 2022 
• Vorstellung Liegenschaften Strategie / Masterplan  4. Quartal 2022 
• Urnenabstimmung Schwimmbad     1. Quartal 2023 

 
In diesem Zeitplan sind die Zu- / Abgänge von Gemeinderatsmitgliedern sehr grob eingerech-
net. 
 
Referentin: Gemeindepräsidentin Andrea Keller 
 
Die Gemeindepräsidentin weist darauf hin, dass die Anfrage sowie die Antwort des Gemeinde-
rats im Vorfeld auf der Website der Gemeinde aufgeschaltet und an der heutigen Gemeinde-
versammlung jedem Stimmberechtigten schriftlich abgegeben worden ist und deshalb nach 
Rücksprache mit dem Anfragesteller auf die Verlesung verzichtet wird.  

Stellungnahme von Anfragesteller René Röthlisberger 

 
Die Gemeindepräsidentin weist darauf hin, dass der Anfragesteller zur Antwort Stellung neh-
men kann. Anschliessend kann eine Diskussion beantragt werden. Wird die Diskussion bean-
tragt, stimmt die Gemeindeversammlung darüber ab, ob eine solche stattfinden kann. In der 
Diskussion können dem Gemeinderat keine neuen inhaltlichen Fragen gestellt werden und es 
findet auch keine Abstimmung statt. Es kann jederzeit ein Ordnungsantrag über Abbruch der 
Diskussion gestellt werden. 
 
René Röthlisberger wünscht das Wort, gibt eine kurze Stellungnahme ab bemängelt im Wesent-
lichen die zahlreichen Arbeitsgruppen und den viel zu langen Zeitplan für die Umsetzung. Der 
Gemeinderat solle auch die personellen und organisatorischen Massnahmen prüfen. Er ünscht 
keine Diskussion über die Anfrage.  
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Diskussion zur Anfrage 

Die Gemeindepräsidentin fragt die Versammlung an, ob eine Diskussion gewünscht wird. Dies 
ist nicht der Fall. 
 
Somit ist die Anfrage erledigt. 
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Traktandum 7 
 
A1.2.2 Beschluss 2021-9 
Beantwortung allfälliger Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 
 

Ausgangslage 

Mit E-Mail vom 1. Dezember 2021 stellt Frau Jaqueline Bachmann, EDU-Sektion Bubikon-
Wolfhausen, Rutschbergstrasse 5, 8608 Bubikon, dem Gemeinderat eine Anfrage gemäss Art. 
17 des Gemeindegesetzes (GG) mit folgendem Wortlaut: 
 
Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates 

An der heutigen Parolenfassung der EDU kam zum Traktandum 4 der Dezember-GV „Bewilli-
gung der Betriebskostenbeiträge 2022 - 2024 an die Ritterhausgesellschaft Bubikon" folgende 
Fragen auf: 

1. Wurden die umliegenden Gemeinden, wie z. Bsp. Dürnten und Rüti ebenfalls um Kostenbe-
teiligung angefragt (von Seiten der EDU wäre eine Aufteilung wie folgt sinnvoll: Bubikon 
CHF 75‘000 / Rüti CHF 15‘000 / Dürnten CHF 10‘000)? 
 

2. Was ist die Alternative, wenn der Souverän die CHF 100‘000 nicht bewilligt? 
 

 
Antwort des Gemeinderates 
 
Frage 1 

Wurden die umliegenden Gemeinden, wie z. Bsp. Dürnten und Rüti ebenfalls um Kostenbeteili-
gung angefragt (von Seiten der EDU wäre eine Aufteilung wie folgt sinnvoll: Bubikon CHF 75‘000 
/ Rüti CHF 15‘000 / Dürnten CHF 10‘000)? 
 
Antwort: 

Es handelt sich beim Beitragsgesuch um einen wichtigen Verein von Bubikon. Es ist nicht die 
Aufgabe des Gemeinderates andere Sponsoren zu suchen oder unseren Beitrag davon abhängig 
zu machen, ob auch andere Gemeinden mitmachen oder nicht. 
 
Frage 2 

Was ist die Alternative, wenn der Souverän die CHF 100‘000 nicht bewilligt? 
 
Antwort: 

Dann erhält die das Ritterhaus keine Beiträge der Gemeinde und hat nur die Zusage des Kan-
tons Zürich für einen jährlichen Defizitbeitrag von CHF 175‘000. Diese Zusage hat der Kanton 
gegenüber der Ritterhausgesellschaft aber an die Bedingung geknüpft, dass Bubikon und/oder 
umliegende Gemeinden (wieder) einen jährlichen Betriebskostenbeitrag von CHF 100'000 leis-
ten. 
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Im Weiteren steht es der Versammlung frei, den Beitrag zu kürzen oder zu erhöhen.» 
 
Weitere Überlegungen des Gemeinderates: 

Der Gemeinderat prüft Gesuche auf ihre formelle und materielle Richtigkeit hin und gibt eine 
entsprechende Empfehlung ab.  

Der Adressat für diese Anfrage ist das Ritterhaus. Der Gemeinderat, respektive die Gemeinde-
versammlung behandelt lediglich ein Beitragsgesuch von Dritten. In deren Finanzierungsstratgie 
hat sich der Gemeinderat nicht einzumischen. Allfällige interne Kenntnisse aus dem Geschäft 
unterliegen der Schweigepflicht respektive dem Sitzungsgeheimnis.  

An der Gemeindeversammlung wird ein Vertreter der Ritterhausgesellschaft anwesend sein, 
und kann allenfalls von der Versammlung angefragt werden.    
 
 
Referentin: Gemeindepräsidentin Andrea Keller 
 
Die Gemeindepräsidentin weist darauf hin, dass die Anfrage sowie die Antwort des Gemeinde-
rats im Vorfeld auf der Website der Gemeinde aufgeschaltet und an der heutigen Gemeinde-
versammlung jedem Stimmberechtigten schriftlich abgegeben worden ist und deshalb nach 
Rücksprache mit dem Anfragestellerin auf die Verlesung verzichtet wird. Die Anfragestellerin ist 
auch in der Versammlung nicht anwesend somit ist die Anfrage erledigt. 
 

Schluss der Versammlung 

Die Gemeindepräsidentin stellt fest, dass alle traktandierten Geschäfte behandelt worden sind. 
Sie fragt die Versammlung an, ob Einwendungen gegen die Geschäftsführung erhoben werden. 

• Es werden keine Einwendungen erhoben bzw. angemeldet. 

Im Weiteren verweist die Präsidentin auf die auf Seite zwei des Beleuchtenden Berichts aufge-
führten Rechtsmittel: 

Gegen Beschlüsse der Gemeindeversammlung kann, von der Veröffentlichung an gerechnet, 
beim Bezirksrat Hinwil, Untere Bahnhofstrasse 25a, 8340 Hinwil 

− wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte innert 5 Tagen schriftlich 
Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c sowie § 21a und § 22 
Abs. 1 VRG)  

− und im Übrigen wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenügender Feststellung des 
Sachverhaltes sowie Unangemessenheit der angefochtenen Anordnung innert 30 Tagen 
schriftlich Rekurs erhoben werden (§ 19 Abs. 1 lit. a und d i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c sowie § 
20 und § 22 Abs. 1 VRG). 

Die Präsidentin macht ausdrücklich darauf aufmerksam, dass der Rekurs wegen Verletzung von 
Verfahrensvorschriften in der Gemeindeversammlung voraussetzt, dass diese an der Versamm-
lung von irgendeiner stimmberechtigten Person gerügt worden sind (§ 21a Abs. 2 VRG). 
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Die Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Der angefochtene Be-
schluss ist, soweit möglich beizulegen.  

 

Protokollgenehmigung 

Der Gemeinderat prüft an der nächsten, auf die Gemeindeversammlung folgenden Gemeinde-
ratssitzung das Protokoll auf seine Vollständigkeit und Richtigkeit hin und bezeugt dies durch 
Beschluss und Unterschrift. Es gilt die Unterschriftenregelung gemäss Gemeindeordnung. Nach 
der Unterzeichnung ist das Protokoll öffentlich. 

 
 
Für das Protokoll 
 
 
 
Urs Tanner  
Gemeindeschreiber 
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